
Am 17. Juni hat der Thüringer
Landtag mit deutlicher Mehrheit die
Abschaffung des Landeserzie-
hungsgeldes beschlossen. In der
Debatte hatte für die Linksfraktion
deren familienpolitische Sprecherin
Margit Jung das Wort ergriffen. Fol-
gend Auszüge aus dem Plenarproto-
koll:

„Pro und Kontra zum Landeserzie-
hungsgeld werden in Thüringen seit
zehn Jahren diskutiert. Wir haben als
Linke nie einen Hehl daraus gemacht,
dass wir, wenn wir in Verantwortung
kommen, dieses Landeserziehungs-
geld abschaffen wollen.

Aus den schriftlichen Stellungnah-
men wird aber auch deutlich, die frei-
werdenden Finanzmittel in Strukturen
zu investieren, die frühkindliche Bil-
dung ermöglichen, wie vom Gemeinde-
und Städtebund oder auch vom DGB
dargelegt. Dieser Meinung schließen
wir uns an und halten es für wesentlich
sinnvoller, dass diese Gelder im Lan-
deshaushalt für familien- und bildungs-
politische Leistungen, für die Kinderbe-
treuung in den Kindertagesstätten ein-
gesetzt werden.

Seit der Einführung des einkom-
mensunabhängigen Erziehungsgelds
kritisieren wir als Linke-Fraktion, dass
damit besonders Kindern aus ärmeren
Familien erst später in den Genuss der
frühkindlichen Bildungsangebote kom-
men. Ergebnisse der Bildungsfor-
schung belegen, schon in den ersten
Lebensjahren werden bei Kindern die

Grundlagen für späteres erfolgreiches
Lernen und damit für gute Entwick-
lungsteilhabe und Aufstiegschancen
gelegt. Durch Sprach- und Wissensver-
mittlung, verschiedene Angebote von
Musik, Kunst und Bewegungserzie-
hung sowie eine qualitativ hochwertige
Betreuung können individuelle Fähig-
keiten gefördert werden und besonde-
rer Förderbedarf wird frühzeitig er-
kannt. So auch das Ergebnis der Studie
des deutschen Jugendinstituts und der
Universität Dortmund zum Betreu-
ungsgeld/dem Erziehungsgeld auf
Bundesebene. ‘Alle Bildungsprozesse
der Grundschule, der Jugend, des Le-
bens wurzeln in den Bildungsprozes-
sen der frühen Kindheit“‘, sagt der Er-
ziehungswissenschaftler Jörg Ramse-
ger von der FU Berlin. ‘Der benachtei-
ligte Dreijährige’, führt er weiter aus,
„ist schon im Kindergarten im Verzug,
erst recht mit sechs in der Grundschu-
le. Das Problem beginnt bereits in der
ersten Lebenswoche und wächst im er-
sten Monat, im ersten Jahr. Nicht, weil
das Kind arm ist, sondern weil seine El-
tern sich ihm nicht zuwenden. Sie
sprechen und singen nicht mit ihm, sie
reimen oder lachen nicht mit ihm.“

(Zwischenruf Abg. Tasch, CDU: Alle
Eltern kümmern sich nicht, oder was?)

Frau Tasch, das habe ich nicht ge-
sagt. Dann hören Sie mir bitte zu! Ich
sprach von Eltern, von ärmeren Eltern
oder von Eltern bildungsferner Schich-
ten. Kinder, mit denen nicht gespro-
chen wird, lernen auch nicht, ordent-
lich zu sprechen. Kinder, deren Fragen

nicht beantwortet werden, hören auf,
Fragen zu stellen. Wem nicht vorgele-
sen wird, der wird viel schlechter lesen
lernen. Die Kinder in dieser Phase
nicht zu fördern, ist fatal. Hier muss
aus Sicht der Linken die finanzielle Si-
tuation dieser Eltern über bessere
Hartz-IV-Sätze, eine Grundsicherung
und familientaugliche Arbeitsplätze
verbessert werden, nicht aber da-
durch, dass das Fernbleiben vom Kin-
dergarten belohnt wird.

(Abg. Emde, CDU: Das stimmt ja al-
les. Was hat das aber mit dem Thema zu
tun?)

Aus diesem Grund stellt sich das
Thüringer Erziehungsgeld für uns als
eine familien- und bildungspolitische
Fehlentscheidung dar. Deshalb haben
wir im Koalitionsvertrag die Abschaf-
fung auch vereinbart.

(Abg. Tasch, CDU: Das ist doch gar
nicht wahr!)

Frühkindliche Bildung hat gerade für
Kinder von Alleinerziehenden sehr po-
sitive Auswirkungen, da u.a. das Ar-
mutsrisiko, von dem Alleinerziehende
überdurchschnittlich häufig betroffen
sind, durch eine bedarfsgerechte Kin-
derbetreuung gesenkt werden kann.

(Zwischenruf Abg. Dr. Scheringer-
Wright, DIE LINKE: Genau!)

Das ist ein Ergebnisse auch der wis-
senschaftlichen Studie ‘Gesamtgesell-
schaftliche Effekte einer Ganztagsbe-
treuung von Kindern von Alleinerzie-
henden’ des Instituts der deutschen
Wirtschaft in Köln.     

Argumente gegen dieses Vorhaben
gibt es nicht, außer dem repressiven
Grund, Flüchtlinge weiterhin von die-
sen Leistungen ausschließen zu wol-
len“, betonte Sabine Berninger.

Die drei Flüchtlingspolitikerinnen se-
hen den Freistaat in „einer besonderen
Verantwortung, menschenrechtsorien-
tierte Politik umzusetzen. Der ungehin-
derte Zugang der Flüchtlinge zu medi-
zinischer Versorgung ist dabei ein
wichtiger Baustein. Wir sind die erste
rot-rot-grüne Koalition und haben erst-
mals in der Geschichte der Bundesre-
publik die Chance, tatsächlich umfas-
send Teilhabechancen für Geflüchtete
zu eröffnen. Deshalb dürfen wir uns
auch nicht mit Blick auf die vage Mög-
lichkeit einer irgendwann vereinbarten
Bundesregelung zurücklehnen“, erklär-
ten sie.

schränkungen beim Zugang zur medizi-
nischen Versorgung bedeutet, sondern
auch Verwaltungsaufwand und -kosten
generiert, die besser für andere flücht-
lings- und integrationspolitische Maß-
nahmen verwendet werden sollten.

Kritikern der Gesundheitskarte be-
gegnen die Flüchtlingspolitikerinnen
mit den Erfahrungen in Bremen und
Hamburg, wo das „Bremer Modell“ seit
Jahren angewendet und Flüchtlingen
der unkomplizierte Zugang zu den übli-
chen Kassenleistungen ermöglicht
wird. „Hamburg hat vorgerechnet,
dass mit der elektronischen Gesund-
heitskarte eine Ersparnis von etwa 12
Euro je Flüchtling im Monat erzielt wur-
de, bei erheblicher Erleichterung für
die Verwaltung und – am Wichtigsten –
einer immensen Verbesserung der Si-
tuation für die Flüchtlinge. Objektive

Den Flüchtlingen in Thüringen soll
ein unbürokratischer Zugang zur me-
dizinischen Versorgung ermöglicht
werden, so wie es im rot-rot-grünen
Koalitionsvertrag vereinbart wurde.
Die Flüchtlingspolitikerinnen der Ko-
alitionsfraktionen im Landtag, Sabi-
ne Berninger (LINKE), Diana Leh-
mann (SPD) und Astrid Rothe-Bein-
lich (Grüne) wollen bis zum Herbst in
Zusammenarbeit mit kommunalen
Vertretern einen Vorschlag erarbei-
ten und mit der Landesregierung, der
Arbeitsgemeinschaft der gesetzli-
chen Krankenkassen (GKV) und den
Leistungsträgern abstimmen. Damit
soll eine diskriminierende Praktik be-
endet werden, die als Ergebnis der
repressiven Ausrichtung der bisheri-
gen Flüchtlingspolitik nicht nur er-
hebliche grundrechtswidrige Ein-

Bildung wurzelt in der
frühen Kindheit 

Gesundheitskarte für Flüchtlinge in Thüringen

Zu einem Fall massenhafter, mut-
maßlich widerrechtlicher Kündigun-
gen und einer haarsträubenden Tak-
tik, „freiwillige“ Aufhebungsverträge
abzuschließen: Ende 2014 hatte die
Zeitungsgruppe Thüringen (ZGT, in-
zwischen  Mediengruppe Thüringen,
MGT) über ein Tochterunternehmen
Teile des insolventen CMAC-Verlags
(Erfurt) gekauft und dessen Ver-
triebs-, Logistik- und Beilagenge-
schäft übernommen, darunter das
Anzeigenblatt „Die Hallos“. Die zu
diesem Zweck neu gegründete „IN-
KO Logistik GmbH“, eine 100-pro-
zentige Tochter der ZGT, verpflichte-
te sich, einen Teil der Mitarbeiter im
Rahmen eines Betriebsübergangs zu
übernehmen. Die Arbeitsverträge
sollten entsprechend der gesetzli-
chen Regelungen fortgelten.

Obwohl bei Betriebsübernahme
die Arbeitsverhältnisse für ein Jahr
unkündbar sind, wurde die über-
nommene Belegschaft bereits nach
fünf Monaten – nach Auffassung der
Geschäftsführung fristgerecht – ge-
kündigt. Den Gekündigten wurde ei-
ne einmalige Prämienzahlung ange-
boten. Wollte man hier gerechtfer-
tigten Kündigungsschutzklagen mit
vergleichsweise geringem finanziel-
lem Einsatz vorbeugen? Mir liegen
zudem Informationen vor, wonach
die Kunden der INKO Logistik in ein
anderes Tochterunternehmen der
ZGT umgeschichtet worden seien
und für INKO Logistik keine Aufträge
mehr existierten. Schaltet man so
die Konkurrenz aus?

Aus den Unterlagen wird ersicht-
lich, dass offenbar die INKO Logi-
stik-Chefetage mit leitenden Ange-
stellten Prämienzahlungen verein-
bart hat, eine Art Kopfprämie für
den Abschluss von Aufhebungsver-
trägen mit den Beschäftigten. Es ist
skandalös, wie dieses Unternehmen
mit seinen Beschäftigten umgeht.
Und man darf gespannt sein, wie in
dem einen oder anderen Fall die juri-
stische Entscheidung über solche
Praktiken ausfallen wird.

Erneut wird auch deutlich, dass
Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh-
mer ihre Rechte nur wirksam schütz-
ten und vertreten können, wenn sie
sich in Gewerkschaften organisieren
sowie Betriebs- und Personalräte
wählen. Insofern hoffe ich, dass sich
die Beschäftigten der INKO Logistik
einen starken Partner suchen, bei-
spielsweise für die Klärung der wich-
tigen Frage, ob durch die Zeichnung
der Aufhebungsverträge eine drei-
monatige Sperrfrist für die Zahlung
der Transferleistungen durch die Ar-
beitsämter eintritt.

Kopfprämien

von Rainer Kräuter
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Margit Jung in der Landtagsdebatte zur Abschaffung des Landeserziehungsgeldes



„Danke für das Hissen
der Regenbogenfahne“

„Eine Verlängerung der Lebens-
arbeitszeit ist destruktiv“, betonte
Ina Leukefeld, Sprecherin für Ar-
beitspolitik der Landtagsfraktion
DIE LINKE, und bezog sich auf die
aktuelle Forderung von Mario
Voigt, wirtschaftspolitischer Spre-
cher der CDU-Landtagsfraktion,
nach einem „flexiblen Rentenein-
tritt“. Die Abgeordnete hält Voigts
Vorstoß für gefährlich. „Die Konse-
quenz wäre, dass diejenigen, die
spät damit beginnen, ins Berufsle-
ben zu starten, über das 67. Le-
bensjahr hinaus arbeiten müssen.
Es ist unredlich und Heuchelei,
dass nur diejenigen, die 45 Jahre
gearbeitet haben, auch in Rente
gehen dürfen. Die Antwort auf die
demografische Entwicklung ist
nicht eine längere Arbeitszeit zu
schlechten Bedingungen, wie Teil-
zeit, Aufstocken oder in Minijobs,
sondern gute Arbeit mit tarifge-
rechter Entlohnung und entspre-
chenden Beiträgen in die sozialen
Sicherungssysteme mit dem Er-
gebnis einer guten Rente.“

Ältere Arbeitnehmerinnen und
Arbeitnehmer würden schneller
entlassen, seien im Durchschnitt
länger arbeitslos als jüngere Kolle-
gen und hätten deutlich mehr ge-
sundheitliche Probleme, erläutert
Leukefeld. „DIE LINKE fordert Ver-
änderungen im Rentensystem
durch die schrittweise Einführung
einer Erwerbstätigenversicherung,
also die Einbeziehung aller Er-
werbstätigen in eine solidarische
Rentenversicherung sowie strate-
gisch die Arbeitszeitverkürzung
statt Verlängerung von Lebensar-
beitszeit“, sagte die Abgeordnete
der Linksfraktion.                         

KURZ UND PRÄGNANT
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Vielseitiges LINKES Angebot beim Tag der offenen Tür

Weltbild zu richten und noch besser
fände ich, wenn Sie sich von den Äuße-
rungen von Frau Kramp-Karrenbauer
distanzieren würden, die sinngemäß
sagte: Wenn die Homo-Ehe kommt,
kommen auch Inzest und Polygamie.
Ich finde, das ist eine handfeste Belei-
digung von Lesben und Schwulen, die
völlig inakzeptabel ist. Ich fordere we-
niger Verbohrtheit und weniger Dog-
matismus. Das würde auch der Union
gut tun. Denn hinterweltliche Politikan-
sätze, damit lockt man niemanden
mehr hinter dem Ofen vor.“

Umfragen belegten, dass es vor al-
lem bei jungen Menschen eine ganz
zentrale Frage ist, wie Gerechtigkeit in
dieser Gesellschaft gelebt wird. „Sie
wollen keine Diskriminierung, sie
möchten Respekt für alle Lebenswei-
sen und möchten auch, dass Politik
diesen Respekt bekundet. Also tun wir
das.“ 

Karola Stange zeigte sich fest über-
zeugt davon: „Auch in Deutschland
würde ein Referendum mit hoher
Mehrheit angenommen. Umfragen sa-
gen auch, dass sogar 65 Prozent der
Deutschen für die Öffnung der Ehe
sind, davon 58 Prozent der CDU-Mit-
glieder. Also gehen Sie in sich!“         

Das Thema der Aktuellen der
Linksfraktion in der Landtagssit-
zung am 17. Juni lautete „Ehe für al-
le auch in Thüringen“. Dazu ergriff
in der Debatte die gleichstellungs-
politische Sprecherin der Fraktion,
Karola Stange, das Wort. 

Zunächst dankte sie der Landesre-
gierung und insbesondere Ministerprä-
sidenten Bodo Ramelow für das konse-
quente Umsetzen des Koalitionsver-
trags. „Danke für das Hissen der Re-
genbogenfahne vor der Staatskanzlei
und der Thüringer Vertretung in Berlin.
Und nochmals danke für die klaren
Worte im Bundesrat – es ist ein Zei-
chen von Akzeptanz, ja ein tolles Si-
gnal. ‚Es ist höchste Zeit, dass die Dis-
kriminierung von gleichgeschlechtli-
chen Paaren in Deutschland beendet
wird‘, so Bodo Ramelow im Bundesrat.
Ja, so klare Worte hat es in den letzten
25 Jahren weder von einer Ministerprä-
sidentin noch von einem Ministerpräsi-
denten aus Thüringen gegeben.“

Karola Stange verwies darauf, dass
das Bundesverfassungsgericht bereits
fünf Urteile gefällt hat, „in denen deut-
lich gemacht wurde, dass die Ehe als
sogenanntes zivilrechtliches Institut

Gute Arbeit statt 
längerer Arbeitszeit

für Lesben und Schwule geöffnet wer-
den könnte. Bereits im Sommer 2002
wurde das erste Grundsatzurteil ge-
fällt, doch leider wurde bis heute keine
Öffnung der Ehe vorgenommen. Der
konservative Teil des Gesetzgebers hat
sich geweigert, gesellschaftspolitische
und rechtspolitische Gestaltungsmög-
lichkeiten zu nutzen. Die CDU in Thü-
ringen gehörte in den letzten 25 Jahren
zur Speerspitze der konservativen Ver-
hinderer“.

Allerdings komme nun wieder Bewe-
gung in die Diskussion. Die Abgeordne-
te wörtlich: „Von Irland lernen heißt,
die Ehe für alle zu öffnen. Über 62 Pro-
zent der Iren haben bei einer Volksab-
stimmung Ja zur gleichgeschlechtli-
chen Ehe gesagt, ausgerechnet im erz-
konservativen Irland. Das ist ein wun-
derbares Ereignis, ein Riesenerfolg für
die Lesben- und Schwulenbewegung,
zu dem wir auch von dieser Stelle recht
herzlich gratulieren. Ich weiß, liebe
Kolleginnen und Kollegen der CDU und
der AfD, dass es für Sie ein sehr unan-
genehmes Thema ist. Sie sind in den
letzten Wochen mit viel Hohn und
Spott für Ihre fadenscheinigen Argu-
mente bedacht worden. Aber sie ha-
ben die Möglichkeit, Ihr verstaubtes

Zu der vor dem Thüringer Verfas-
sungsgericht angestrengten Klage
der NPD gegen Ministerpräsident
Bodo Ramelow erklärte Katharina
König, Sprecherin der Fraktion DIE
LINKE für Antifaschismus, in einer
Pressemitteilung am 24. Juni:

„Bodo Ramelow hat Recht. Wer
einem Antrag der NPD zustimmt,
macht die Nazi-Partei NPD hoffä-
hig. Demokratie muss klare Gren-
zen ziehen. Carlo Schmid, einer
der Väter des deutschen Grundge-
setzes und Sozialdemokrat, stellte
richtig fest, dass es zur Verteidi-
gung der Demokratie nötig ist,
‚den Mut zur Intoleranz denen ge-
genüber aufzubringen, die die De-
mokratie gebrauchen wollen, um
sie umzubringen‘.“ 

Die NPD hat ihre Klage begrün-
det mit öffentlichen Aufforderun-
gen Bodo Ramelows an die kom-
munalen Mandatsträger, keine An-
träge der NPD zu unterstützen.   

Intoleranz gegen 
Feinde der Demokratie 

Mit vielfältigen Informations- und
Diskussionsangeboten sowie einem
kleinen kulinarisch-kulturellen Rah-
menprogramm präsentierte sich die
Fraktion DIE LINKE mit ihren Abgeord-
neten und Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern am Tag der offenen Tür des

beitsplätze schaffen – Öf-
fentliche Beschäftigung för-
dern“ mit der Arbeitspoliti-
kerin der Fraktion Ina Leu-
kefeld. In der von der AfD-
Fraktion beantragten Dis-
kussion zu „Asyl und Zuwan-
derung“ setzten die Vertre-
terinnen der Koalitionsfrak-
tionen (im Foto v.l.) Sabine
Berninger (LINKE), Made-
leine Henfling (B90/Grüne)
und Diana Lehman (SPD)

Karola Stange in der Aktuellen Stunde der Linksfraktion „Ehe für alle auch in Thüringen“

haushalts 2015, dass sie keinen Zwei-
fel an der Beschlussfassung durch die
Regierungsmehrheit im Landtag habe.

Bis zum späten Nachmittag fanden
weitere Diskussionsrunden mit Abge-
ordneten aller Fraktionen statt, auf
Vorschlag der LINKEN zum Thema „Ar-

auch mit ihren T-Shirts deutliche Si-
gnale. Das Angebot der Fraktion wurde
abgerundet mit dem Kinderspaß vom
Verein „Ottokar“ und sowie einem
Schnellzeichner, von dem man sich
gern pointiert porträtieren ließ.

Fotos: Peter Lahn   

Landtags am 13. Juni den zahlreichen
Gästen aus nah und fern. Das begann
schon am großen roten Stand der Frak-
tion gegenüber den Haupteingang des
Landtags und setzte sich fort mit dem
„Kaffee-Klatsch“ im Fraktionssitzungs-
raum „Käte-Duncker-Saal“ im Funkti-
onsgebäude. Auf der Bühne im Beetho-
venpark stand die Fraktionschefin Su-
sanne Hennig-Wellsow im Talk mit den
Fraktionsvorsitzenden Rede und Ant-
wort und betonte u.a. mit Blick auf die
abschließende Beratung des Landes-



Die CDU Thüringen betreibt derzeit
eine gegen den Ausbau der Wind-
energienutzung gerichtete Kampa-
gne, verunsichert mit Falsch- und
Fehlinformation die Menschen und
schürt diffuse Ängste. Dabei werden
sogar die Fehler der von CDU-Man-
datsträgern geführten regionalen
Planungsgemeinschaften der rot-rot-
grünen Landesregierung angelastet.
Bei einem Pressegespräch haben
Steffen Harzer, Sprecher für Energie-
, Landesentwicklung und Landespla-
nung, sowie Tilo Kummer, Umweltpo-
litiker der Linksfraktion, die Bedeu-
tung der Windkraft für den regiona-
len und dezentralen Ausbau der er-
neuerbaren Energien und Anforde-
rungen an den Schutz von Menschen
und Umwelt verdeutlicht. 

„Die Studierenden der Berufsaka-
demien in Gera und Eisenach (BA)
können sich auf eine Ausbildungsver-
gütung auch bei der Umwandlung der
BA zur Dualen Hochschule verlas-
sen“, so Christian Schaft, nach der
Antwort von Minister Wolfgang Tie-
fensee auf seine Nachfrage. Die Stu-
dierenden werden auch zukünftig ei-
ne Mindestausbildungsvergütung er-
halten. Eine entsprechende Verord-
nung werde mit den Praxispartnern
erarbeitet. Zusätzlich werden die
Studierenden Anspruch auf BAFöG-
Förderung haben. „Damit wird ver-
hindert, dass mit der Umwandlung
der Berufsakademien zur Dualen
Hochschule eine Förderlücke zu La-
sten der Studierenden entsteht“, so
der LINKE-Abgeordnete.                  

„Demokratie ist kein Sofa“, so
lauete das Motto der Veranstaltung,
zu der sich am 23. Juni etwa 100
Mitglieder und Sympathisanten des
Bündnisses „Mehr Demokratie in
Thüringen“ im Erfurter Landtag ge-
troffen hatten. Thüringens Minister-
präsident Bodo Ramelow, selbst
Mitglied von „Mehr Demokratie in
Thüringen“, unterstrich in seinem
Grußwort, wie wichtig es ist, „die
demokratischen Grundrechte der
Menschen zu stärken“ und „das Re-
gelwerk für mehr direkte Demokra-
tie zu schärfen“. Die Demokratie sei

Angesichts der Forderung von
Stadtwerken und kommunalen
Energieversorgern an die Landesre-
gierung, sich in der bundespoliti-
schen Energiedebatte stärker für
die Interessen Thüringens einzuset-
zen, machte Steffen Harzer, Ener-
giepolitiker der Linksraktion, auf
die Arbeit an einer gemeinsamen
Initiative der Koalitionsfraktionen
für die nächste Landtagssitzung
aufmerksam. Koalition und Landes-
regierung seien sich einig, die Rolle
der Stadtwerke und der kommuna-
len Regionalversorger als Akteure
der Energiewende zu stärken. 

Man  wolle die gemeinsamen
Standpunkte der Fachpolitiker der
Regierungskoalition darstellen und
sich explizit für eine Stärkung der
kommunalen Regionalversorger
und Stadtwerke aussprechen. Be-
reits im Koalitionsvertrag werde be-
tont, die kommunalen Energiever-
sorger zu stärken, sie als Partner
bei der Energiewende zu betrach-
ten. Der aktuelle Vorstoß der Stadt-
werke ziele auf die anstehende No-
velle der sogenannten Anreizregu-
lierung im Strommarkt. Gerade im
Bereich der Anreizregulierung habe
es in den letzten Wochen eine enge
Zusammenarbeit mit der TEAG ge-
geben, in deren Ergebnis die Bun-
destagsfraktion DIE LINKE eine An-
frage an die Bundesregierung ein-
gebracht habe, in der es explizit um
die Frage der Benachteiligung klei-
ner Stadtwerke gehe. Man orientie-
re nicht nur auf einen Bericht der
Landesregierung im Landtag, son-
dern auch auf eine Bundesratsin-
itiative zur Anreizregulierungsver-
ordnung.

Landtagssitzungen: 
Die letzten Sitzungen des Thü-

ringer Landtags vor der parlamen-
tarischen Sommerpause finden in
der Zeit vom 8. bis 10. Juli statt.

Nach der Sommerpause sind bis
zum Jahresende noch folgende
Plenarsitzungstermine, jeweils
mittwochs 14 Uhr beginnend so-
wie donnerstags und freitags ab
9.00 Uhr, anberaumt: 9. bis 11.
September, 31. September bis 2.
Oktober, 4. bis 6. November, 25.
bis 27. November sowie 16. bis
18. Dezember.

Bei Interesse an Teilnahme an ei-
ner Landtagssitzung bitte rechtzei-
tig in der Geschäftsstelle der
Linksfraktion melden.

Immer auf dem Laufenden im
Internet unter: 

www.die-linke-thl.de

Die Agrarpolitikerin der Linksfrakti-
on, Dr. Johanna Scheringer-Wright,
hat die Protestaktion am Rande des
Deutschen Bauerntags unterstützt
und erklärt: „Die Landwirtschaft
steht vor großen Herausforderungen
mit Blick auf das Tierwohl und eine
umweltverträgliche Produktion, Um-
setzungen in diesen Bereichen ko-
sten auch Geld. Da sind die Preisver-
fälle für Milch und Fleisch, hervorge-
rufen durch das Ende der Milchquote
und den Ausfuhrstopp nach Russland
aufgrund der Sanktionspolitik der EU
und der Bundesregierung, existenz-
bedrohend.“ Die Sanktionen gegen-
über Russland seien aufzugeben, im
Interesse auch der Thüringer Bauern
müssten die Handelsbeziehungen
wieder normalisiert werden.
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WICHTIGE TERMINE

Bauernproteste Windenergie Berufsakademie

Stadtwerke

Zukunft bei einem Bürgerentscheid al-
ternative Vorlagen mit zur Abstimmung
stellen und selbst Bürgerentscheide
angehen können. Vorausgegangen
sind dem in Arbeit befindlichen Ge-
setzentwurf intensive Gespräche mit
Verbänden und Initiativen, die dem
Bündnis „Mehr Demokratie in Thürin-
gen“ angehören. 

Die mit großer Diskussionsfreude
und sehr engagiert geführten Beratun-
gen am 23. Juni haben weitere Impulse
und Anhaltspunkte für die Fertigstel-
lung des Gesetzentwurfs gegeben. Be-
sonders intensiv wurde über den Vor-

von dieser Möglichkeit Gebrauch ge-
macht. Zudem sollen Gemeinderäte
bei Bürgerbegehren eine Alternativvor-
lage mit zur Abstimmung stellen kön-
nen, dies verhindere Frontenbildung
und fördere die Diskussion um die be-
ste Lösung. Dazu gehört ebenfalls die
Einführung einer Fairnessklausel, da-
mit z.B. im „Abstimmungskampf“ glei-
che Bedingungen für Gemeinde und
Bürgerbegehrensinitiative bestehen.
Auf jeden Fall gefördert wird der Dialog
zwischen Bürgerschaft, Gemeindever-
tretung und -verwaltung.

Susanne Hennig-Wellsow, Vorsitzen-
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schlag diskutiert, dass über ein Bürger-
begehren auch die Abwahl eines Bür-
germeisters beantragt werden könnte,
allerdings mit einem sehr hohen Quo-
rum von 25 Prozent anstatt der übli-
chen sieben Prozent.

Das Vorhaben, wonach Gemeinderä-
te mit einer Zwei-Drittel-Mehrheit
selbst ein Bürgerbegehren ansetzen
können, „gibt es bereits fast überall in
Deutschland, nur in zwei Bundeslän-
dern nicht - und Thüringen gehört da-
zu“, sagte Ralf-Uwe Beck. Dabei werde
vor allem auch vor Gemeindefusionen

de der Fraktion DIE LINKE, hatte unter-
strichen: „Demokratie ist keine Neben-
sache, sondern die Grundlage unseres
gesellschaftlichen Zusammenhalts. Je-
der und jede ist aufgefordert, Demo-
kratie zu leben. Wir wollen das wesent-
lich erleichtern und deshalb die gesetz-
lichen Bedingungen der kommunalen
Demokratie überarbeiten.“

Ausführliche Berichte zur Veranstal-
tung in einer der nächsten Ausgaben
des Parlamentsreports.

A. Rudolph
Foto: Peter Lahn

Bürgerbeteiligung in
Kommunen stärken  
Thüringer Bündnis für mehr direkte Demokratie wartet mit neuen Vorschlägen auf

„keine Schönwetter-Veranstal-
tung“.

Seit dem Jahr 2009 sind Bürger-
begehren und Bürgerentscheide
in Thüringen leichter möglich – die
direkte Demokratie ist auch auf
Landkreisebene angekommen. Ei-
ne große und wichtige Reform, die
seinerzeit von 235.530 Thüringe-
rinnen und Thüringern angesto-
ßen und dann vom Landtag verab-
schiedet wurde. 

Nun ist es Zeit, Bilanz zu ziehen
und Korrekturen beziehungsweise
Anpassungen an der Reform von
damals vorzunehmen. Bei der Ver-
anstaltung, der nunmehr schon
fünften ihrer Art gemeinsam mit
dem Bündnis, wurde erstmals
über die Vorlage für einen Gesetzent-
wurf diskutiert, die Vertreter von LIN-
KE, SPD und GRÜNEN zusammen mit
dem Bündnis „Mehr Demokratie in
Thüringen“ unter Leitung von Ralf-Uwe
Beck erarbeitet haben. 

Ziel ist es, insbesondere die direkte
Demokratie auf kommunaler Ebene
durch die Möglichkeit von Bürgerbe-
gehren auch in Ortsteilen und Ort-
schaften zu erweitern. Auch die Beteili-
gung einer Gemeinde an einem Unter-
nehmen soll für Bürgerbegehren zu-
gänglich sein. Gemeinderäte sollen in



„53 Prozent Steuerkraft
reicht nicht aus“

Die Umsetzung des Landtagsbe-
schlusses zur Verwaltungs-, Funk-
tional- und Gebietsreform  nimmt
konkrete Formen an. Innenmini-
ster Holger Poppenhäger hat ange-
kündigt, bis Ende September erste
Vorschläge zu unterbreiten. So
sollen die Landesbehörden einer
Aufgabenkritik unterzogen wer-
den, besonders im Hinblick auf die
Kommunalisierung der von ihnen
wahrgenommenen Aufgaben. 

„Bevor man über die Größe und
die Anzahl von Landkreisen debat-
tiert und entscheidet, muss klar
sein, welche Aufgaben Landkreise
überhaupt wahrnehmen sollen“,
sagte MdL Frank Kuschel.  Die
Größe der Landkreise sei davon
abhängig, welche Aufgaben, die
bisher Landesbehörden wahrneh-
men, auf sie übertragen werden.
Deshalb müsse unbedingt auch
die Strukturreform bei den Lan-
desbehörden mitdiskutiert wer-
den. „Der bisherige dreistufige
Verwaltungsaufbau in Thüringen
mit einer Vielzahl von Mittelbehör-
den ist nicht mehr zeitgemäß. Ihre
Arbeit ist zu intransparent, verur-
sacht unnötige Kosten“, so der Ab-
geordnete. Deshalb sei ein schritt-
weiser Übergang zur Zweistufig-
keit geboten. Dies schließe die
weitere Übertragung von Aufga-
ben auf die Landkreise ein. „Erst
dann macht es Sinn, über die künf-
tige Struktur der Landkreise zu be-
stimmen.“                                    

KURZ UND PRÄGNANT
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Landtagsdebatte im Pressespiegel: Rassismus-Vorwurf muss zulässig sein

länder und alle anderen nur noch Neh-
merländer sind. Das ist eine fehlerhaf-
te Entwicklung. Das setzt aber voraus,
dass in das System Geld hineingege-
ben wird. Und die Idee der neuen Bun-
desländer ist nach wie vor, den Soli
weiter zu behalten, aber nicht als Ost-
West-Soli, sondern als Finanzinstru-
ment für abgehängte Regionen. Und
das Geld darf nur gegeben werden,
wenn es eine Investition in die Zukunft
ist und dann anschließend die Region
besser dasteht. 

Wenn Sie wissen wollen, wo im Jahr
2015 Thüringen, Sachsen-Anhalt,
Sachsen, Brandenburg, Mecklenburg-
Vorpommern stehen: im Durchschnitt
53 Prozent der Steuerkraft pro Kopf im
Verhältnis zum Durchschnitt der Bun-
desrepublik Deutschland, 53 Prozent.
Wir haben schöne Innenstädte, wir ha-
ben das Geld gut investiert. Da bin ich
auch sehr einverstanden. Keine Kritik
an irgendjemandem, der da Geld aus-
gegeben hat und Geld angelegt hat.
Aber 53 Prozent Steuerkraft reicht
nicht aus, dass unsere Kommunen sich
selber finanzieren können und dass wir
einen Landesetat finanzieren können,
und die Wirtschaftskraft liegt bei 74
Prozent im Schnitt der Bundesrepublik
Deutschland. 74 Prozent und 53 Pro-
zent machen deutlich, dass die neuen
Länder auf dem langen Marsch der
Deutschen Einheit jetzt erst auf die
letzte Etappe gehen.“                                

In der Schlussrunde der Haus-
haltsdebatte im Thüringer Landtag
am 19. Juni hatte Ministerpräsident
Bodo Ramelow das Wort ergriffen.
Er war dabei u.a. auf die Verhand-
lungen zum Länderfinanzausgleich
eingegangen und hatte die enormen
Risiken für künftige Landeshaushal-
te deutlich gemacht. Er erklärte u.a.
(Protokollauszug):

„Der Länderfinanzausgleich ist ge-
stern verhandelt worden. Es hätte Ent-
scheidungen geben sollen, damit wir
Planungssicherheit für die Haushalte
nach 2019 haben. Aber rückwärts hat
es eine große Auswirkung auch auf die
Doppelhaushalte 2016/2017 und
2018/2019. 

Es gab gestern keine Einigkeit, wie
der Länderfinanzausgleich geregelt
werden soll, weil die westdeutschen
Länder der Meinung sind, der Soli
könnte einfach entfallen und das Volu-
men, das sind 14 Milliarden, kassiert
der Bund allein. Diese 14 Milliarden
werden nicht zur Verfügung gestellt,
wie sie bisher adressiert waren, für
strukturbenachteiligte Regionen. Da
will Herr Schäuble alle Länder mit 8,5
Milliarden gleichschalten und runter-
ziehen. Das Problem ist, dass dabei
Bayern eine Milliarde mehr haben will,
weil sie sagen, dass sie Zahlerland
sind, möchten sie eine Milliarde behal-
ten. Und Nordrhein-Westfalen sagt,

Verwaltungs- und
Gebietsreform

dass sie den Umsatzsteuervorwegab-
zug weghaben möchten, das ist noch
einmal eine Milliarde. Alleine der Um-
satzsteuervorwegabzug wird beim Län-
derfinanzausgleich in Zukunft acht Mil-
liarden an Geld in den neuen Ländern
abfließen lassen, die uns nicht mehr
zur Verfügung stehen. 

Insoweit reden wir zurzeit über ein
echtes hartes Problem. Und ich würde
mich freuen, wenn es hier die gleiche
Einigkeit gäbe wie unter den ostdeut-
schen Ministerpräsidenten. Gestern
hat Herr Haseloff ganz deutlich gesagt,
ich kann es gar nicht besser sagen;
wenn ich es formulieren würde, wür-
den Sie am lautesten darüber schrei-
en. Er sagte in der Runde bei der Bun-
deskanzlerin, er möchte nicht erleben,
dass im Jahr 2020 die DDR an den fis-
kalischen Grunddaten wieder zu erken-
nen ist. Und er möchte nicht akzeptie-
ren, dass die neuen Länder abgehängt
werden. Und er möchte nicht erleben,
dass auf einmal die Westdeutschen un-
ter sich ihre Gelder aufteilen und wir so
als dranhängendes Gebiet gebucht
werden. 

Deshalb ist es eine sehr ernste An-
gelegenheit, ob wir beim Länderfinanz-
ausgleich eine Balance hinbekommen,
bei der die Zahlerländer und die Neh-
merländer wieder in einer vernünftigen
Relation zueinander stehen. Da bin ich
sehr einverstanden, weil es kein Zu-
stand ist, dass es nur noch drei Geber-

Thüringer Allgemeine (TA, 20.6.):
„Die Debattenkultur im Thüringer

Landtag hat in den vergangenen Mona-
ten stark gelitten. Die Zahl der Ord-
nungsrufe habe mit 26 nach 18 Plenar-
debatten den absoluten Rekord aller
Legislaturperioden erreicht, erklärte
gestern Abend Landtagspräsident
Christian Carius (CDU). Er ermahnte
die Abgeordneten eindringlich, in ihren
Reden verbal abzurüsten. Am häufig-
sten wurden Abgeordnete der AfD zu-
recht gewiesen. (…) 

Gestern Morgen erhielt beispielswei-
se der Linke-Abgeordnete Frank Ku-
schel einen Ordnungsruf. Er rief zur
AfD-Fraktion ‘Rassismus’. Kuschel rea-
gierte offensichtlich auf eine Äußerung
der AfD-Abgeordneten Corinna Herold.
Diese hatte zuvor erklärt, dass die Re-
gierungskoalition Geld - statt zur Zahn-
prophylaxe für Kinder von Asylbewer-
bern auszugeben - als ‘unsinniges Mit-
tel für irgendwelche interkulturellen
Projekte ihres eigenen Klientel’ auf-
wende, um so ‘Demonstrationstouris-
mus wohlstandsverwahrloster Hobbya-
narchisten zu finanzieren’. Am Abend
sprach der AfD-Abgeordnete Stephan
Brandner jungen Frauen, die der Antifa
angehören, das Wahlrecht ab. ‘Sexisti-
sches Arschloch’, konterte die Linke-

lich zuträglich war. Selbst das ver-
gleichsweise deutlich vorgetragene,
durchaus beeindruckende Haushalts-
volumen von 9 Milliarden 272 Millio-
nen 336 Tausend 800 Euro konnte dar-
an nur wenig ändern. Auf der Besu-
chertribüne brach sich mehr und mehr
eine Mischung aus Müdigkeit und Des-
interesse Bahn. Und in den Gesichtern
der anwesenden Schüler schien sich
vor allem eine Frage abzuzeichnen:
Was will uns der nette Opa da unten ei-
gentlich sagen?“ 

Neues Deutschland (ND v. 19.6.):
„Die Abstimmung über den Etat am

Freitag gilt als erste Bewährungsprobe
für die knappe Mehrheit von nur einer
Stimme von Rot-Rot-Grün im Landtag.
Offen ist, ob drei Abgeordnete, die sich
aus der AfD-Fraktion zurückgezogen
haben oder ausgeschlossen wurden,
für den Etat der Mitte-Links-Regierung
stimmen. Finanzministerin Heike Tau-
bert (SPD) sprach von einem soliden
Haushalt, ‘der keine Schulden macht,
sondern Schulden tilgt’. Das sei trotz
der guten Entwicklung der Steuerein-
nahmen nicht in allen Bundesländern
der Fall. ‘Es hat keiner der LINKEN zu-
getraut, dass wir einen Haushalt ohne
Schulden vorlegen’, sagte der LINKE-
Abgeordnete Frank Kuschel.“              

Aus der Rede des Ministerpräsidenten in der Debatte zum Landeshaushalt

werden 1,253 Milliarden Euro, die In-
vestitionsquote steigt damit wieder
leicht. Dank der niedrigen Zinsen sin-
ken die Kosten der Bedienung der Alt-
schulden in Höhe von 15,8 Milliarden
Euro auf rund 550 Millionen Euro. Wer-
den Schulden abgebaut? Erst einmal:
Neue Kredite werden auch im Haushalt
2015 nicht aufgenommen. Im Gegen-
teil: Ein Betrag in Höhe von 26,5 Millio-
nen Euro soll getilgt werden. Das ist je-
doch deutlich weniger als in den Vor-
jahren. Der Schuldenberg bleibt bei
ungefähr 15,8 Milliarden Euro.    

Thüringische Landeszeitung
(TLZ vom 19.6.):
„Wer den Zustand des Parlamenta-

rismus im Freistaat in Augenschein
nehmen möchte, dem bietet sich in der
Regel an drei Tagen im Monat die Gele-
genheit. Gestern Morgen nun kam der
Landtag zusammen, um über das liebe
Geld zu debattieren - und es ergab sich
zu Beginn folgendes Bild: Am Pult im
Plenarsaal stand ein in Ehren ergrau-
ter, offenbar verschnupfter Ex-Mini-
ster. Jürgen Reinholz, 60 Jahre alt und
Christdemokrat, nuschelte leicht, als
es um die mittelfristige Finanzplanung,
Rahmendaten und Drucksachennum-
mern ging. Was der allgemeinen Auf-
merksamkeitsschwelle nicht sonder-

Abgeordnete Katharina König. In der-
selben Debatte verweigerte ihre Frakti-
onskollegin Kati Engel der AfD-Abge-
ordneten Wibke Mühsal eine Antwort
mit der Begründung, ‘nicht mit Rassi-
sten zu diskutieren’. Auf alle drei Be-
merkungen folgte ein Ordnungsruf. (…)

Sie sehe den persönlichen Vorwurf
‘Rassist’ kritisch, betonte gestern die
parlamentarische Geschäftsführerin
der Grünen, Astrid Rothe-Beinlich. Der
AfD aber vorzuwerfen, dass sich ihre
Abgeordneten rassistisch äußern,
müsse zulässig sein. Linke-Faktion-
schefin Susanne Hennig-Wellsow kün-
digte an, im Ältestenrat noch einmal
beraten zu wollen, ob der Rassismus-
Vorwurf nicht auch gegen einzelne Ab-
geordnete möglich sei.“   

Ostthüringer Zeitung (OTZ, 20.6.):
„Die Personalausgaben steigen auf

Grund der üppigen Tarifsteigerungen
trotz eines leichten Abbaus von 143
Stellen auf 2,579 Milliarden Euro an.
Damit geht mehr als jeder vierte Euro
des Haushalts in die Verwaltung. Der
drittgrößte Einzelposten: Rund 1,985
Milliarden erhalten die Kommunen, da-
von 132 Millionen über ein Sonderpa-
ket. Das ist trotz gegenteiliger Verspre-
chungen von Rot-Rot-Grün weniger, als
im vergangenen Jahr floss. Investiert



Bewährungsprobe für
Rot-Rot-Grün bestanden 
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DAS THEMA

Mit einer guten Mehrheit von 48
zu 41 Stimmen hat der Landtag am
19. Juni nach ausführlichen Debat-
ten sowie intensiven Beratungen im
Haushalts- und Finanzausschuss
den Landeshaushalt beschlossen.
Damit hat die rot-rot-grüne Koaliti-
on eine wichtige Bewährungsprobe
bestanden. In der Grundsatzaus-
sprache hatte zunächst Mike Hu-
ster, Haushalts- und Finanzpolitiker
der Linksfraktion, das Wort ergif-
fen. Ausführungen machte auch der
LINKE-Kommunalpolitiker Frank Ku-
schel. In der Schlussrunde vor den
Abstimmungen sprach Fraktions-
vorsitzende Susanne  Hennig-Well-
sow. Folgend Auszüge aus ihrer Re-
de, danach der beiden anderen Ab-
geordneten:

Wir wollen unter anderem die Einbe-
ziehung der kommunalen Finanzkraft
in den neuen Länderfinanzausgleich
und wir wollen auch den Solidarpakt
weiter erhalten. Wir erwarten an die-
sem Punkt im Interesse für Thüringen
die Unterstützung der Opposition. 

Wir brauchen Strukturreformen in
Thüringen. Das Parlament hat die
Funktional-, Verwaltungs- und Gebiets-
reform schon auf den Weg gebracht.
Dazu kommt aber u.a. die Stärkung der
kulturellen Vielfalt und auch, den Kul-
turbereich zukunftsfest zu gestalten.
Mit neuen Finanzvereinbarungen sol-

stellt – völlig zu recht übrigens –, dass
es in den nächsten Jahren in gewissen
Bereichen Mehrbedarfe gibt, in denen
wir etwas tun müssen oder entschei-
den müssen, machen wir es dort oder
machen wir es dort. Das hängt mit ver-
fügbaren Haushaltsmitteln zusammen.
Sie haben dafür das Instrument von
Verpflichtungsermächtigungen ge-
wählt, aber wenn man mal zusammen-
rechnet, was Sie gemacht haben: 

Auf der einen Seite den Popanz auf-
bauen, wir müssten mehr Schulden til-
gen, und auf der anderen Seite haben
Sie allein für das Jahr 2016 mit Ihren
Änderungsanträgen zusätzliche Ver-
pflichtungsermächtigungen von fast
100 Millionen Euro in diesen Haushalt
hineinschreiben wollen. Geld, das Sie
nicht haben, das noch mitten in der
Diskussion steht um die Verteilung der
geringer werdenden Mittel insgesamt.
Das kann doch keine seriöse Politik
sein, einerseits zu fordern, wir müss-
ten mehr Schulden tilgen, und auf der
anderen Seite ungedeckte Schecks in
die Zukunft reinzuschreiben.“

„Eingeständnis Ihres Scheiterns“

Folgend eine Passage aus dem
Redeprotokoll von Frank Kuschel:

„Sie haben als Ziel formuliert: Kom-
munen entlasten und Schulden tilgen.
Das ist eine späte Einsicht, weil, Sie
reagieren damit auf die Folgen von 24
Jahren CDU-Politik. Und das ist auch
das Eingeständnis Ihres Scheiterns.

(Zwischenruf Mike Mohring, CDU: Ihr
habt 40 Jahre lang das Land regiert!)

Das gestehen wir Ihnen zu, denn da
haben wir Ihnen etwas voraus. Wir sind
keine Dogmatiker und deshalb bereit,
auch zu Fehlern zu stehen. Der politi-
sche Irrtum ist uns nicht fremd. Herr
Mohring muss das nur noch lernen,
auch mal einzugestehen, dass er sich
geirrt hat. Das ist natürlich sehr
schwer, nach 24 Jahren zu der Erkennt-
nis zu kommen, dass wesentliche Teile
der Landespolitik zu der jetzigen Situa-
tion geführt haben. 

Aber Sie haben auch gesagt, Sie ha-
ben ein gutes Fundament hinterlassen.
Da will ich mal in der kommunalen Ebe-
ne Ihr Fundament beschreiben: Von
841 Gemeinden hatten 71 im vergan-
genen Jahr überhaupt keinen Haushalt.
125 Gemeinden sind in der Haushalts-
sicherung. 400 Gemeinden, jede zwei-
te, konnten den Haushalt nur ausglei-
chen durch Entnahme aus der Rückla-
ge. 200 Gemeinden, jede vierte, haben
gar keine Rücklagen mehr. Das ist Ihre
Bilanz. Jedes Jahr ein Hilfspaket aufzu-
legen, zeugt nun nicht gerade davon,
dass Ihr Finanzausgleich bisher zielge-
nau war. Das ist der Fakt. Wir können
uns 2024, wenn wir dann zehn Jahre
regiert haben, mal über unsere Bilanz
unterhalten.“                                       

lässt. Und Sie wollen Schuldenabbau
auf Pump. Um nur einige Maßnahmen,
die wir schon mit dem Haushalt 2015
ergriffen haben, zu benennen, die Ihre
Politik aus den vergangen Jahren korri-
gieren:

Wir haben die Zuschüsse für Berufs-
schüler für die Fahrt-, Unterkunfts- und
Verpflegungskosten erhöht. Wir ver-
stärken im Museumsbereich die Mittel
für Volontäre. Wir erhöhen die Zu-
schüsse für Sportvereine und ‑verbän-
de, für Verbraucherinsolvenzbera-
tungsstellen und die Ausländervereins-
arbeit. Wir unterstützen eine innovati-

ve und zielgruppenorientierte Studie-
rendenkampagne, wir stärken und ent-
wickeln den öffentlichen Gesundheits-
dienst – 400.000 Euro mehr für Ärzte
im ländlichen Raum. Das hilft nicht nur
den Kommunen, sondern auch uns in
Thüringen generell und verbessert das
Leben der Menschen. 

Wir brauchen Strukturreformen

Die gestrige Grundsatzaussprache
hat unsere politischen Unterschiede
wirklich zutage gebracht. Rot-Rot-Grün
legt einen Haushalt ohne neue Schul-
den vor, alte Schulden werden schritt-
weise getilgt. Die Vorwürfe zur angebli-
chen Ausweitung des Haushaltsvolu-
mens tragen einfach nicht. Wir spre-
chen 2015 von einem Übergangshaus-
halt. Der Haushalt 2016/2017 ist na-
türlich längst in Vorbereitung und
wichtige große Reformschritte für ein
modernes, zukunftsfähiges Thüringen
stehen jetzt auf der Agenda. Da gibt es
unterschiedliche Gründe. Das eine ist
die zwingend notwendige Neuordnung
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen.
Wir unterstützen unsere Landesregie-
rung darin, zusammen mit den neuen
Bundesländern eine einheitliche Linie
im Interesse der ostdeutschen Bun-
desländer auf den Weg zu bringen, zu
gestalten und zu halten.

len Theater und Orchester besser fi-
nanziert werden und tarifliche Bezah-
lung gesichert werden. Wir arbeiten an
einem Ganztagsschulkonzept, wir stel-
len uns dem Lehrerbedarf und wir wol-
len Bildung von Anfang an. Der soziale
Wohnungsausbau wird kommen – drin-
gend notwendig  in den Städten, in de-
nen wir einen maximalen Druck auf
dem Wohnungsmarkt haben.

Die letzten eineinhalb Tage haben
gezeigt, dass Thüringen eine andere
Landespolitik erlebt, dass wir einen
Aufbruch in Thüringen erreichen, dass
Thüringen sozialer, demokratischer,
ökologischer gestaltet wird. Ja, das ist
der Grund, warum diese Landesregie-
rung angetreten ist, in Thüringen zu re-
gieren.“

Ungedeckte Schecks der CDU

In Auseinandersetzung mit den
Ausführungen von Maik Kowalleck,
finanzpolitischer Sprecher der CDU-
Fraktion, hatte Mike Huster in sei-
ner Rede erklärt: „Wer sich hinstellt
und sich profilieren will, dass er mehr
Schulden tilgt als wir, und uns daraus
den Vorwurf unsolider Haushaltspolitik
konstruieren möchte, der sei mit einer
weiteren Tatsache Ihrer Änderungsan-
träge konfrontiert. Herr Kowalleck, Sie
haben in vielen Bereichen hier darge-

Landeshaushalt nach intensiven Beratungen mit komfortabler Mehrheit beschlossen

„Rot-Rot-Grün gestaltet,
konsolidiert und baut vor. Wir
versetzen Thüringer Gemein-
den wieder in die Lage, zu in-
vestieren. Wir investieren in
Schulen – und dies nicht ein-
malig, sondern stetig. Wir
steigen in eine humane und
menschlich dringend gebote-
ne Flüchtlingspolitik ein. Wir
sitzen Probleme nicht aus,
wir wenden uns der Lösung
zu durch eine aktive und of-
fene Politik. Dazu gilt unser
Dank als Fraktion zuallererst
auch der Landesregierung
und den Abgeordneten, die
diese Landesregierung tra-
gen. Wir stellen endlich mehr
Lehrerinnen und Lehrer ein,
wir wollen die Unterrichtsver-
sorgung verbessern, wir wol-
len mehr Unterrichtsqualität.
Wir stärken die Ansätze für
ein demokratisches Thüringen und er-
höhen die Mittel für das Landespro-
gramm für Demokratie, Toleranz und
Weltoffenheit. 

Und wir steuern um. Wir haben das
Landeserziehungsgeld abgeschafft,
um den Einstieg in eine kostenfreie Bil-
dung und eine frühkindliche Bildungs-
karriere für alle Kinder in Thüringen zu
erreichen. Wir stärken den sozialen Zu-
sammenhalt in unserer Gesellschaft.
Wir schauen nicht zu, wie sich Vorur-
teile und Ressentiments verstetigen,
wie Langzeitarbeitslose über Jahre hin-
weg chancenlos bleiben sollen. Wir
schauen nicht zu, wie Gemeinden in
Thüringen finanziell ausbluten. Wir
schauen nicht zu, wie die Chancen der
Energiewende in Thüringen an uns vor-
beiziehen. Und wir schauen nicht zu,
wie Bildungsgerechtigkeit in weite Fer-
ne rückt.

Liebe CDU-Kolleginnen und -Kolle-
gen, konstruktive Oppositionsarbeit
sieht wirklich anders aus. Sie streichen
für Ihre Vorschläge das Projekt für öf-
fentliche Beschäftigung, das wir müh-
sam aufgebaut haben. Sie greifen in
die Rücklage, um Schulden zu tilgen.
Sie bauen Ihre Haushaltsvorschläge
auf unseriösen Steuerschätzungen auf.
Sie gestalten nicht, sie betreiben einen
öffentlichen Popanz, der keine kreative
und verantwortliche Politik erkennen



Welche Aufgaben soll die Ganz-
tagsschule erfüllen, wie bindend
oder flexibel soll sie gestaltet wer-
den? Welche Grundsätze sollen für
die Arbeitsverhältnisse und die Ar-
beitsbedingungen der Pädagogin-
nen und Pädagogen gelten? Diese
und andere Fragen sollen auf einer
Tagung zum Thema „Ganztagsschu-
le und Hortentscheidung“ disku-
tiert werden, zu der die Linksfrakti-
on am Samstag, den 4. Juli, in den
Landtag nach Erfurt einlädt.

Die Veranstaltung (10.30 bis 15.30
Uhr im Fraktionssitzungsraum Käte-
Duncker-Saal) steht unter der Über-
schrift „Ganztagsschule und Hortent-
scheidung“. Dazu heißt es im rot-rot-
grünen Thüringer Koalitionsvertrag:

„Die Thüringer Grundschulen werden
weiter zu Ganztagsschulen entwickelt.
Dazu werden im Schulgesetz die Aufga-
benbeschreibung, die Qualitätsanforde-
rungen und die Ausgestaltung der Ganz-
tagsschulen erfasst. Wir werden uns mit
den Gewerkschaften auf einen festzule-
genden und abzusichernden Betreu-
ungsschlüssel verständigen. Grundlage

Direktor des Thüringer Instituts für
Lehrerfortbildung, Lehrplanentwick-
lung und Medien (ThillM) Ergebnisse
der Evaluation vor. Darauf bezieht sich
auch Tamara Thierbach, Bürgermeiste-
rin der Stadt Erfurt und Beigeordnete
für Bildung und Soziales, mit ihrem Bei-
trag zu den Erfolgen und Grenzen des
Modellprojekts in der Landeshaupt-
stadt. Über „Pädagogische und organi-
satorische Prämissen an eine gute
Ganztagsschule“ spricht  Kathrin
Vitzthum, Landesvorsitzende der Ge-
werkschaft Erziehung und Wissen-
schaft (GEW).

Nachdem die Landes- und Fraktions-
vorsitzende DIE LINKE Thüringen, Su-
sanne Hennig-Wellsow, Ausführungen
gemacht hat zum Thema „Die Zukunft
des Thüringer Grundschulhortes – eine
Abwägungsentscheidung“, soll dar-
über mit dem Publikum diskutiert wer-
den. Im Podium außerdem: Gabi Ohler,
Dr. Andreas Jantowski, Kathrin
Vitzthum, Tamara Thierbach sowie Mi-
chaele Sojka, Landrätin Landkreis Al-
tenburg. Dr. Steffen Kachel, Referent
Fraktion DIE LINKE, wird die Diskussi-
on moderieren.                                   
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Ganztagsschule und Hort

„Buchdruckerkunst, Radio und
Fernsehen haben jeweils die Fähig-
keit des Menschen gesteigert, sei-
ne Unfähigkeit zu multiplizieren.“
Das hat einst der Sozialwissen-
schaftler Laurence J. Peter ge-
schrieben (er hat auch das „Peter-
Prinzip“ entdeckt: in einer Hierar-
chie neigt  jeder Beschäftigte dazu,
bis zu seiner persönlichen Stufe
der Unfähigkeit aufzusteigen). Spä-
ter, so Peter weiter, sei dann noch
der Computer dazugekommen.

Auch in der Timeline, die ich bei
Twitter verfolge, wollen einige Zeit-
genossen die Gültigkeit von Peters
Bonmot immer wieder mit aller
Brachialgewalt nachweisen. Kürz-
lich der einschlägig bekannte Hy-
steriker Hubertus Knabe. Der woll-
te sich nämlich – als echter Enthu-
siast – für seine mickrigen 266
Twitter-Follower so richtig ins Zeug
legen. Anlässlich einer Meldung
der Thüringer Staatskanzlei, Mini-
sterpräsident Bodo Ramelow habe
geäußert, wenn es um Nazis gehe,
sei er „nicht neutral“, hielt er die-
sem reflexhaft vor: „Sie und die
LINKE stehen der NPD doch ziem-
lich nahe.“ Bodo Ramelow dürfte
Knabes Hassbotschaft kaum lustig
gefunden haben. Er ist mehrfach
von Neonazis bedroht worden, u.a.
im Jahr 2000 nach dem Anschlag
auf die Erfurter Synagoge. Wäh-
rend eines Prozesses gegen den
Altnazi Manfred Roeder in Erfurt
war Ramelow mit zwei Männern
konfrontiert, deren Namen er erst
Jahre später erfuhr: Uwe Mundlos
und Uwe Böhnhardt.

Auch Katharina König, Abgeord-
nete der Fraktion DIE LINKE im
Thüringer Landtag, dürfte Knabes
Hassbotschaft kaum lustig gefun-
den haben. Sie wird derzeit (nicht
zum ersten Mal) mutmaßlich von
Neonazis mit Mord bedroht.

Und Knabe? Multipliziert seine
Unfähigkeit. Denn: „Fanatismus ist
die einzige Willensstärke, zu der
auch die Schwachen und Unsiche-
ren gebracht werden können.“
(Friedrich Nietzsche)
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Unfähigkeit multipliziert
dafür ist die pädagogische und organi-
satorische Einheit der Ganztagsschule.
Weitere differenzierte Formen ganztägi-
ger Betreuungs-, Erziehungs- und Bil-
dungsangebote wollen wir im Rahmen
der Stärkung kommunaler Bildungsland-
schaften fördern.“ 

Die Ganztagsschule erscheint heute
als logische, wenn nicht zwingende
Antwort auf aktuelle Entwicklungen in
Schule und Gesellschaft. Tatsächlich
ist jedoch der Begriff der Ganztags-
schule in vielerlei Hinsicht noch wenig
bestimmt, sind in der Umsetzung eine
ganze Reihe Fragen offen, die beant-
wortet werden müssen im Zuge der an-
stehenden Weichenstellungen in der
Landespolitik.

Programm der Tagung am 4. Juli

Nach der Begrüßung durch Torsten
Wolf, bildungspolitischer Sprecher DIE
LINKE im Thüringer Landtag, und Gabi
Ohler, Staatssekretärin im Thüringer
Bildungsministerium, gibt es drei Im-
pulsbeiträge.  Zum Modellprojekt „Wei-
terentwicklung der Thüringer Grund-
schule“ stellt Dr. Andreas Jantowski,

Tagung der Linksfraktion vor den anstehenden Weichenstellungen in der Landespolitik

Bevor die jungen Rad-
sport-AG-Mitglieder vom
SSV Gera 1990 kräftig in die
Pedale traten, konnten kürz-
lich AG-Leiter Lucas Schäd-
lich und SSV Sportdirektor
Bernd Herrmann einen Spen-
denscheck in Empfang neh-
men. Überreicht wurde er
von Dieter Hausold, Land-
tagsabgeordneter der LIN-
KEN,  und Andreas Schubert,
Vorsitzender des Stadtver-
bandes Gera DIE LINKE.

Die Spende kam vom Ver-
ein „Alternative 54“, in den
die Landtagsabgeordneten
der Linksfraktion neben ei-
nem Grundbetrag die in der
Legislatur anfallenden Diä-
tenerhöhungen spenden. Die
54 steht für den Paragra-
phen 54 in der Landesverfas-
sung, der die Diätenerhö-

Alternative 54 unterstützt Radsport beim SSV Gera

Fahrer des jüngeren Jahrgangs, führt
er souverän mit 132 Punkten im Ju-
gend-Fördercup Thüringen der SV
SparkassenVersicherung. Der elfjähri-
ge steht für die Erfolgsgeschichte der
Radsport AG, die von Sportdirektor
Bernd Herrmann und SSV-Trainer Lu-
cas Schädlich initiiert wurde.

Lucas Schädlich und Daniel Resch
bedankten sich für das Engagement.
„Für uns selbstverständlich. Dafür sind
wir ja da“, so Dieter Hausold

Derzeit zählt die AG über 40 Mitglie-
der. Trainingszeiten (Radrennbahn):
Montag, Jg. 2006 und jünger:15:30
Uhr bis 17:00 Uhr und 17:00 Uhr bis
18:00 Uhr. Donnerstag, Jg. 2005 und
älter: 16:00 Uhr bis 18:30 Uhr

www.ssv-gera.de 

hung regelt. „Verwenden werden wir
die Spende für die Instandsetzung un-
serer BMX-Räder für die AG“, so Lucas
Schädlich. Eine erste Bestandsaufnah-
me ergab, dass für die Instandsetzung
der Räder fast 800 Euro benötigt wer-
den. Die dafür noch fehlenden finan-
ziellen Mittel steuert die Radwelt Gera
zu, versprach Geschäftsführer und
SSV-Vizepräsident Daniel Resch. 

Seit März 2012 gibt es sie, die Rad-
sport AG und nur beim SSV Gera 1990.
Über die AG kam der achtjährige Lucas
Küfner aus Bad Köstritz zum SSV und
damit zum Radsport. Bald wechselte er
in die Trainingsgruppe U11 zu Melanie
Lenk. 2014 gewann er als erster SSV-
Teilnehmer die Ostthüringen Tour in
der U11m. Jetzt in der U13, und das als


